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Gesetzentwurf zum Vertrag 
zwischen dem Land Schleswig-Holstein und dem Heiligen Stuhl  

 
 
 
 

A. Problem 

Ausgangspunkt der Überlegungen zum Abschluss eines Staatsvertrages war 

der übereinstimmende Wunsch aller Beteiligten, das umfangreiche, wenig ü-

berschaubare und teilweise aus früheren Jahrhunderten stammende Staatskir-

chenrecht zu aktualisieren und transparenter zu fassen. 

 

Bisher sind die rechtlichen Beziehungen zur Römisch-Katholischen Kirche im 

Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich vom 

20. Juli 1933 und dem Vertrag des Heiligen Stuhles mit dem Freistaat Preußen 

vom 14. Juni 1929 geregelt. In der Präambel des Vertrages mit dem Heiligen 

Stuhl und den Bundesländern Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und 

Schleswig-Holstein „über die Errichtung von Erzbistum und Kirchenprovinz 

Hamburg“ vom 22. September 1994 wurde die Anerkennung des Konkordats 

von 1933 und die Fortgeltung des Vertrags von 1929 bestätigt. Die Rechtsgül-

tigkeit des Reichskonkordats von 1933 ist nach dem Zweiten Weltkrieg umstrit-

ten. Das Bundesverfassungsgericht hat im Jahr 1957 entschieden, dass es als 

einfaches Bundesrecht fort gilt und dass für Materien in der ausschließlichen 

Zuständigkeit der Länder eine Bundesaufsicht und eine Zwangsgewalt des 

Bundes hinsichtlich einer Vollzugspflicht der Länder nicht besteht. Der Bund 

kann die Länder folglich nicht zwingen, sie betreffende Regelungen des 

Reichskonkordats einzuhalten. Eine Pflicht der Länder dazu gegenüber dem 

Bund könnte nur durch Schaffung eigener Rechtsgrundlagen durch die Länder 

selbst begründet werden. Vor dem Hintergrund der unausgeräumten Mei-

nungsverschiedenheiten über die Verbindlichkeit der beiden Konkordate haben 

die Ministerpräsidenten der Länder am 16./17. Dezember 1993 u.a. aus Anlass 

der Errichtung des Erzbistums Hamburg 1994 eine Gemeinsame Note an die 

Apostolische Nuntiatur gerichtet. Darin sind die unterschiedlichen Auffassun-

gen der Länder über die Verbindlichkeit des Konkordates zwischen dem Heili-

gen Stuhl und dem Deutschen Reich vom 20. Juli 1933 und des Vertrages 

zwischen dem Freistaat Preußen und dem Heiligen Stuhl vom 14. Juni 1929 
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vermerkt worden. In den Verhandlungen über den am 29. November 2005 ge-

schlossenen Staatsvertrag mit der Hansestadt Hamburg hat der Heilige Stuhl 

zum Ausdruck gebracht, dass er zumindest einen impliziten Akt der Anerken-

nung der Konkordate erwarte. Deren vollständige Ersetzung könne nicht in Be-

tracht kommen. Die Frage der Fortgeltung der Konkordate müsse zumindest 

offen gelassen werden. 

 

Während die Vereinbarungen mit den Evangelischen Kirchen bereits in dem 

Staatsvertrag von 1957 zusammengefasst worden sind, hat Schleswig-

Holstein (als nahezu einziges Bundesland) bisher keinen Staatsvertrag mit der 

Römisch-Katholischen Kirche geschlossen, vielmehr wird der Staatsvertrag mit 

der Evangelischen Kirche analog angewendet. Der Landesrechnungshof hat 

das Fehlen einer staatsvertraglichen Grundlage im Zuge seiner Prüfung der 

Landeszuschüsse an die Kirchen kritisiert und ausdrücklich empfohlen, Ver-

tragsverhandlungen mit der Römisch-Katholischen Kirche aufzunehmen, die in 

Schleswig-Holstein rund 173.000 Mitglieder hat und damit nach der Nordelbi-

schen Evangelisch-Lutherischen Kirche (mit rund 1,5 Millionen Mitgliedern) die 

zweitgrößte Religionsgemeinschaft ist. 

 

B. Lösung 

Zur Lösung der beschriebenen Problematik sollte ein Staatsvertrag zwischen 

dem Land Schleswig-Holstein und dem Heiligen Stuhl geschlossen werden. Im 

März 2006 haben Ministerpräsident Carstensen und der Apostolische Nuntius 

sich darauf verständigt, entsprechende Verhandlungen einzuleiten. 

 

Im Herbst 2006 hat die Römisch-Katholische Kirche einen Vertragsentwurf 

vorgelegt, der sich an dem mit Hamburg geschlossenen Vertrag orientiert. Im 

Zuge seiner Vertragsverhandlungen hat der Hamburger Senat sich u. a. auch 

mit den Rechtsfragen zur Fortgeltung des Konkordats intensiv auseinanderge-

setzt. Das Ergebnis dieser Prüfungen, das als rechtliche Grundlage für die Ver-

tragsverhandlungen in Schleswig-Holstein übernommen wurde, hat auch Aus-

wirkungen auf die Regelung der Staatsleistungen gehabt. Hier hat das Land, 

anders als die Freie und Hansestadt Hamburg, weiterhin finanzielle Ablösever-

pflichtungen gegenüber der Katholischen Kirche zu erfüllen, was in Artikel 19 
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des vorgelegten Vertrages dem Grunde nach entsprechend festgehalten wor-

den ist. Hinsichtlich der Höhe der Staatsleistungen wurde vereinbart, dass jede 

Vertragspartei das Recht hat, die andere Seite im Rahmen der Freundschafts-

klausel um Gespräche über eine mögliche Anpassung zu ersuchen. Im Ham-

burger Vertrag wurden die Staatsleistungen im Vertragstext selbst ausge-

klammert; ein gesondertes Schlussprotokoll erläutert hierzu die spezifischen 

historischen Rechtsbeziehungen zwischen der Katholischen Kirche und der 

Freien und Hansestadt Hamburg. Demgegenüber wurde in Schleswig-Holstein 

angestrebt, alle anstehenden Fragen unmittelbar im Staatsvertrag zu regeln 

und auf ein Schlussprotokoll zu verzichten. Auf diese Weise sollte nach Auf-

fassung der Verhandlungsdelegationen eine größtmögliche Transparenz für al-

le Beteiligten gewährleistet werden. 

 

Unter der Leitung von Weihbischof Dr. Jaschke und dem Chef der Staatskanz-

lei sowie unter Beteiligung der zuständigen Fachministerien wurden die Ver-

handlungspunkte thematisch geordnet und in insgesamt acht Verhandlungs-

runden beraten. Die Protokolle zu den einzelnen Verhandlungsrunden wurden 

zwischen den Delegationen abgestimmt und von den Delegationsleitern unter-

zeichnet, so dass der Inhalt der Besprechungen und das dokumentierte ge-

meinsame Verständnis der Verhandlungsdelegationen vollständig nachvollzo-

gen werden kann. 

 

In der ersten Verhandlungsrunde hatten die Delegationen sich auf folgende 

Leitlinien verständigt, an denen die Vertragsverhandlungen sich orientieren 

sollten: 

• Die Katholische und die Evangelische Kirche sollen möglichst gleich be-

handelt werden. Davon abweichende Regelungen sollen lediglich getrof-

fen werden, wenn 

a. religiöse Gründe oder unterschiedliche Strukturen der Kirchenor-

ganisationen dies bedingen, 

b. sich im Laufe der Zeit zusätzlicher bzw. anderer Regelungsbedarf 

ergeben hat 

c. oder redaktionelle Gesichtspunkte dies geboten erscheinen lassen. 
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• In dem zu schließenden Vertrag soll das Land keine finanziellen Verpflich-

tungen eingehen, die über die jetzigen Staatsleistungen (von jährlich ca. 

190.000 €) hinausgehen. 

• Es soll ein moderner „schlanker“ Vertrag angestrebt werden, d. h. in den 

Vertrag soll nur aufgenommen werden, was tatsächlich einer Regelung 

bedarf und nicht bereits anderweitig geordnet ist. 

 

Der vorliegende Vertrag entspricht diesen Leitlinien weitgehend: 

• Zwar wurden auf Wunsch der Katholischen Kirche zum Teil auch Verein-

barungen in den Vertag aufgenommen, zu denen es bereits anderweitig 

(gesetzliche) Regelungen gibt; dafür enthält der Vertrag – anders als im 

ursprünglichen Entwurf der Katholischen Kirche vorgesehen – kein 

Schlussprotokoll, so dass insoweit dem „Schlankheitsgebot“ entsprochen 

wurde. 

• Nach dem Vertrag wird das Land keine finanziellen Verpflichtungen ein-

gehen, die über die jetzigen Staatsleistungen (ca. 190.000 €) hinaus ge-

hen. Allerdings enthält Artikel 19 aufgrund der beabsichtigten Gleichbe-

handlung mit der Evangelischen Kirche eine Dynamisierungsklausel ent-

sprechend dem mit der Evangelischen Kirche geschlossenen Staatsver-

trag von 1957. 

• Von einer ausdrücklichen Verpflichtung der Kommunen durch den 

Staatsvertrag wurde im Hinblick auf die sich aus dem Konnexitätsprinzip 

möglicherweise ergebenden finanziellen Folgen für das Land abgesehen. 

Hinsichtlich einer ausdrücklichen Verpflichtung des Landtages hatte der 

Landtagspräsident in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des Finanzaus-

schusses auf eine entsprechende Anfrage der Staatskanzlei mit Schrei-

ben vom 10. Dezember 2007 mitgeteilt, dass er – wie die Staatskanzlei – 

der Auffassung sei, dass „die in dem Staatsvertrag begründeten Ver-

pflichtungen … sich nach der Ratifizierung durch den Landtag grundsätz-

lich auf alle Verfassungsorgane des Landes (erstrecken), so dass eine 

gesonderte Verpflichtung des Landtages nicht erforderlich“ erscheine. 

• Eine Laufzeit des Vertrages wurde nicht ausdrücklich vereinbart. In dem 

entsprechenden Verhandlungsprotokoll ist festgehalten, dass die Ver-

handlungsdelegationen übereinstimmend davon ausgingen, dass der zu 
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schließende Vertrag in seiner inhaltlichen Substanz grundsätzlich unbe-

fristet gelten sollte und dass aufgrund geänderter Umstände gegebenen-

falls erforderliche Anpassungen einzelner Vertragsregelungen – z. B. in 

fiskalischen Angelegenheiten - entsprechend der in Artikel 22 vorgesehe-

nen Freundschaftsklausel vorgenommen werden können. 

 

Anmerkungen zu einzelnen Vertragsbestimmungen: 

• In der Präambel findet (im letzten Spiegelstrich) mit dem Hinweis auf „die 

globale Verantwortung für die Schöpfung“ der Umweltschutz erstmalig in 

Schleswig-Holstein Erwähnung in einem Staatskirchenvertrag. 

• Artikel 1 und 2 bekräftigen die Verfassungsbestimmungen zur Glau-

bensfreiheit und zum Selbstverwaltungsrecht der Kirche. 

• Artikel 3 unterstreicht die Bedeutung des Sonn- und Feiertagsschutzes. 

Hierzu hat die Katholische Kirche die klare Erwartung formuliert, dass 

diese Bedeutung auch in anderen gesetzlichen Bestimmungen und in der 

Verwaltungspraxis ihren Niederschlag finden sollte. 

• In Artikel 4 wird in Absatz 4 klargestellt, dass das Land auch bei einer 

Übertragung von Aufgaben auf andere Rechtsträger im Rahmen seiner 

Möglichkeiten auf die Einhaltung der Inhalte und Ziele dieses Vertrages 

zu achten hat. 

• Die Regelungen zum Religionsunterricht in Artikel 5 wurden in mehreren 

Verhandlungsrunden intensiv mit dem Bildungsministerium erörtert. Dem 

dabei gefunden Kompromiss in Absatz 4 hat die Verhandlungsdelegation 

der Katholischen Kirche im Hinblick auf die angestrebte rechtliche 

Gleichstellung der Katholischen Kirche und der Evangelischen Kirche un-

ter dem Vorbehalt zugestimmt, dass der mit der Evangelischen Kirche 

geschlossene Staatsvertrag im Sinne der hier vereinbarten Regelung 

gleichregelnd angepasst wird. Andernfalls besteht Einvernehmen dar-

über, dass die Gleichstellung über die Anwendung der Paritätsklausel 

(Art. 21) herbeigeführt wird. 

• Auf eine ausdrückliche Erweiterung der Regelungen zu den Katholischen 

Schulen in Artikel 6 auf andere Bildungseinrichtungen wurde in Erman-

gelung derartiger Einrichtungen in Schleswig-Holstein verzichtet. 
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• Die Regelungen in den Artikeln 7, 8, 9, 10 und 11 geben der tatsächlich 

geübten Praxis eine staatsvertragliche Grundlage. Dies gilt auch für den 

in Artikel 10 Absatz 3 genannten „Anspruch auf Förderung nach den glei-

chen Bedingungen wie andere staatliche oder freie Einrichtungen der 

Wohlfahrtspflege“, der als Zuwendungsfinanzierung gemäß § 44 LHO zu 

verstehen ist. Da die geltenden Zuwendungsregeln bereits jetzt von "glei-

chen Bedingungen" für alle Träger ausgehen, führt die vorgesehene Re-

gelung nicht zu ergänzenden Ansprüchen der kirchlichen Einrichtungen. 

• In den Verhandlungen zu Artikel 12 (Stiftungsrecht) hat sich das Innen-

ministerium nach intensiven Erörterungen bereit erklärt, einer Übertra-

gung der Stiftungsaufsicht von rechtsfähigen Stiftungen bürgerlichen 

Rechts auf die Katholische Kirche zuzustimmen, wenn bei Errichtung der 

Stiftung das Besetzungsrecht für sämtliche Stiftungsorgane dauerhaft 

und überwiegend der Katholischen Kirche zugewiesen und die Stiftung 

der kirchlichen Aufsicht unterstellt ist. 

• Artikel 13 gibt die geltende Rechtslage und die tatsächliche Praxis zum 

kirchlichen Eigentumsrecht wieder. 

• In Artikel 14 wird der Katholischen Kirche als Eigentümerin kirchlicher 

Denkmäler mit kultischer Funktion (res sacrae) eine Privilegierung einge-

räumt, die der allgemeinen Privilegierung für kirchliche Denkmäler der 

Evangelischen Kirche nach dem Staatsvertrag von 1957 entspricht. Auch 

hier hat die Verhandlungsdelegation der Katholischen Kirche im Hinblick 

auf die angestrebte rechtliche Gleichstellung der Katholischen Kirche und 

der Evangelischen Kirche ihre Zustimmung zur vereinbarten Regelung 

unter den Vorbehalt gestellt, dass der mit der Evangelischen Kirche ge-

schlossene Staatsvertrag von 1957 im Sinne der hier vereinbarten Rege-

lung gleichregelnd angepasst wird und andernfalls eine Gleichstellung 

über die Anwendung der Paritätsklausel (Art. 21) herbeigeführt wird. 

• Artikel 15 gibt die tatsächliche Praxis bzw. die geltende Rechtslage bei 

den kirchlichen Friedhöfen wieder. 

• Die Regelungen zur Kirchensteuer in Artikel 16 entsprechen der geübten 

Praxis und geben die geltende Rechtslage klarer wieder als die beste-

henden Vereinbarungen mit der Evangelischen Kirche. 
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• Die Regelungen in Artikel 17 und 18 entsprechen der tatsächlichen Pra-

xis und der geltenden Rechtslage hinsichtlich Gebührenbefreiungen so-

wie Spenden und Sammlungen. 

• Mit Artikel 19 erhalten die vom Land zu leistenden Reparationszahlun-

gen in Folge der Säkularisation eine staatsvertragliche Grundlage; zur 

Höhe der finanziellen Verpflichtungen wird auf die einleitenden Bemer-

kungen verwiesen. 

• Artikel 20 gibt die geltende Rechtslage und die tatsächliche Praxis beim 

Meldewesen und Datenschutz wieder. 

• Die Paritätsklausel in Artikel 21 soll eine angemessene Gleichbehand-

lung der anerkannten Religionsgemeinschaften sicherstellen. 

• Die Freundschaftsklausel in Artikel 22 entspricht der geübten Praxis und 

dem Klima der Vertragsverhandlungen. 

• Artikel 23 wurde intensiv diskutiert. Erörtert wurde dabei u. a. die Frage, 

inwieweit die Formulierung, das Reichskonkordat von 1933 und das 

Preußenkonkordat von 1929 blieben von dem zu schließenden Vertrag 

„unberührt“, rechtlichen Bedenken begegnen könnte, da insbesondere 

das Reichskonkordat von 1933 Bestimmungen, wie z.B. das Verbot einer 

Parteimitgliedschaft, enthält, die rechtlich umstritten sind und die Verein-

barung einer Fortgeltung des Reichskonkordats politisch fragwürdig er-

scheinen lassen könnten. Aus diesem Grund wurde mit dem vorliegen-

den Vertrag - anders als im ursprünglichen Entwurf der Katholischen Kir-

che vorgesehen - bewusst davon abgesehen, die Fortgeltung des 

Reichskonkordats festzuschreiben. Darüber hinaus wurde mit Artikel 24, 

demzufolge „mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages … die seinen Be-

stimmungen entgegenstehenden Vorschriften außer Kraft“ treten, sicher-

gestellt, dass alle als rechtswidrig anzusehenden Konkordatsbestimmun-

gen mit dem Abschluss des neuen Staatsvertrags außer Kraft gesetzt 

werden. 
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C. Alternativen 

Bei dem vorliegenden Vertrag handelt es sich um einen Staatsvertrag, der 

nach Artikel 24 Absatz 1 Satz 1 der Ratifikation bedarf. Sofern also der Land-

tag nicht zustimmt, tritt der Vertrag nicht in Kraft und die eingangs beschriebe-

ne Problematik bleibt bis auf weiteres bestehen. 

 

D. Kosten und Verwaltungsaufwand 

1. Kosten 

Mit der Regelung in Artikel 19 des Staatsvertrags geht das Land keine finanziel-

len Verpflichtungen ein, die über die jetzigen Staatsleistungen (ca. 190.000 €) 

hinausgehen. Allerdings ist aufgrund der beabsichtigten Gleichbehandlung mit 

der Evangelischen Kirche eine Dynamisierungsklausel entsprechend dem 

Staatsvertrag von 1957 vorgesehen. 

 

2. Verwaltungsaufwand 

Mit dem Staatsvertrag entsteht kein zusätzlicher Verwaltungsaufwand. 

 

3. Auswirkungen auf die private Wirtschaft 

Keine. 

 

E. Information des Landtages nach Artikel 22 der Landesverfassung 

Der Landtag wurde mit Schreiben vom 5. Mai 2008 und 24. September 2008 

über den Stand der Verhandlungen und die Absicht zur Unterzeichnung des 

Staatsvertrags durch die Landesregierung unterrichtet.  

 

Federführung 

Der Ministerpräsident 
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Entwurf 

Gesetz 

zum Vertrag 

zwischen dem Land Schleswig-Holstein und dem Heiligen Stuhl 

 

Vom 

 

 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

§ 1 

Zustimmung zum Vertrag 

Dem am 12. Januar 2009 unterzeichneten Vertrag zwischen dem Land Schleswig-

Holstein und dem Heiligen Stuhl wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröf-

fentlicht. Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 24 in Kraft tritt, ist im Ge-

setz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein bekannt zu machen. 

 

§ 2  

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

 

 

Kiel, 

 

 

 

 

Peter Harry Carstensen 

Ministerpräsident 
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Begründung 

 

A. Allgemeine Begründung 

 

Durch den Abschluss des Vertrags soll das umfangreiche, wenig überschaubare und 

teilweise aus früheren Jahrhunderten stammende Staatskirchenrecht im Verhältnis 

zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Land Schleswig-Holstein aktualisiert und 

transparenter gefasst werden. 

 

B. Einzelbegründung 

 

a) zu § 1 

Dieses Gesetz regelt die Zustimmung des Landtages zu dem am 12. Januar 2009 un-

terzeichneten Vertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein und dem Heiligen 

Stuhl. Der Vertrag tritt am Tage nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden in 

Kraft. Gleichzeitig treten die den Bestimmungen des Vertrags entgegenstehenden 

Vorschriften außer Kraft. 

 

 

b) zu § 2 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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